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sogar Recht. Man schaue nur auf den nun endlich 
gefassten Beschluss, zahnärztliche Früherken­
nungsuntersuchungen auf Kleinkinder auszu­
weiten. Dreieinhalb Jahre hat es dafür im Ge­
meinsamen Bundesausschuss gebraucht. An 
schnelleren Entscheidungen muss die gemeinsa­
me Selbstverwaltung arbeiten!

Spahns rhetorisch geschickt verpackte Vorstöße 
sind jedoch nicht geeignet, eine Diskussion über 
die Legitimation und die Kompetenz der Selbst­
verwaltung zu führen. Fest steht: Im Gemeinsa­
men Bundesausschuss herrscht keine Willkür. 
Entscheidungen spiegeln immer einen breiten 
Konsens der Partner im Gesundheitswesen wider 
und werden unabhängig auf Grundlage medizini­
scher Evidenz und des Wirtschaftlichkeitsgebots 
getroffen. Würde künftig ein Ministerium ent­
scheiden, welche Behandlungen gewährt werden 
oder eben nicht, ginge das zu Lasten der Versor­
gungsqualität.

Öffentliche Angriffe schaden der Glaubwürdig­
keit und der Bedeutsamkeit der Selbstverwal­
tung. Ein Gesundheitsminister sollte deshalb 
nicht für populistische Schlagzeilen mit dem Ver­
trauen der Menschen spielen. Denn anders als 
Pippi Langstrumpf, die in ihrer kleinen Villa Kun­
terbunt die Hausordnung bestimmt, trägt Spahn 
Verantwortung für eine Gesellschaft und deren 
Gesundheit.

Ihr

Dr. Peter Matovinovic
Vorsitzender des Vorstandes

Vertrauen nicht verspielen
„Ich mach mir die Welt, wie sie mir gefällt.“ Das 
Lebensmotto von Pippi Langstrumpf, so scheint 
es, hat manch ein Politiker für sich entdeckt. Da­
mit spiele ich nicht auf Andrea Nahles an. Unver­
gessen ist ihre Gesangseinlage der Pippi-Lang­
strumpf-Melodie im Bundestag, mit der sie der 
Opposition Realitätsferne vorwarf. Ich meine 
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn, der seit 
seinem Amtsantritt in Pippilotta-Manier selbst­
bewusst durch die Felder der Gesundheitspolitik 
reitet. Rückkehr zur paritätischen Beitragssatzfi­
nanzierung, mehr Geld und Ausbildungsplätze 
für die Pflege, mehr Organspenden, mehr Im­
plantatsicherheit – Spahn hat vieles aus dem Ko­
alitionsvertrag angepackt und umgesetzt.

Entschlossen geht er dabei vor, mitunter provo­
kant. Dabei stößt er nicht selten seiner eigenen 
Partei und dem Koalitionspartner vor den Kopf. 
Für Aufsehen sorgte zuletzt seine Androhung, 
den Krankenkassen per Rechtsverordnung Leis­
tungen vorzuschreiben und somit den Gemeinsa­
men Bundesausschuss auszuhebeln. Oder sein 
Vorstoß, das Bundesgesundheitsministerium zum 
Mehrheitsgesellschafter der gematik zu machen.

Was treibt Spahn an? Geht es ihm tatsächlich um 
die Patienten und eine bessere medizinische Ver­
sorgung? Oder ist es schlicht persönliche Profilie­
rung? Sein politischer Ehrgeiz scheint unermess­
lich.

Klar ist: Spahn nutzt jede Gelegenheit, um manch 
lange Entscheidungswege innerhalb der Selbst­
verwaltung zu kritisieren. In Teilen hat er damit 

„Ein Gesundheitsminister 
sollte nicht für Schlagzeilen 

mit dem Vertrauen der  
Menschen spielen.“
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Die gesetzlichen Krankenkassen prüfen abgerechnete Leistungen zunehmend auf Plausibi­
lität. Eine saubere Dokumentation einschließlich Begründung ist entscheidend, damit Praxen 
im Zweifelsfall eine zulässige Abrechnung belegen können.  

Text: Marita Gablonsky, Geschäftsbereichsleiterin Abrechnung der KZV Rheinland-Pfalz

Plausibilitätsprüfungen:  
Gut begründen und dokumentieren hilft

Genauso wichtig wie die Dokumentation an sich ist es, die Be­
gründung mit den Abrechnungsdaten an die KZV Rheinland-
Pfalz zu übermitteln. Hierfür ist das Bemerkungsfeld oder 

das Feld „KZV-intern“ in der Abrechnungssoftware vorgesehen. 
Mithilfe dieser Angaben kann die KZV Plausibilitätsprüfungen oder 
auch Regressanträge der Krankenkassen umgehend bearbeiten, 

ohne Rücksprache mit der Praxis zu halten und 
den Praxisablauf zu stören.

Folgende Tabelle bietet Ihnen eine Hilfestellung 
bei der Dokumentation und Begründung konser­
vierend-chirurgischer Leistungen:

Leistungen/
BEMA-Nr.

Prüfansatz Abrechnungshinweis / erforderliche Dokumentation 

Ä1 18-Tage-Frist Erstreckt sich ein Behandlungsfall über zwei Quartale, so ist nach vorange­
gangener Leistung nach BEMA-Nr. 01 oder Ä1 die BEMA-Nr. Ä1 im Folgequar­
tal nur abrechnungsfähig, wenn zwischen der Leistung BEMA-Nr. 01 oder Ä1 
im Vorquartal und der Leistung nach BEMA-Nr. Ä1 im Folgequartal ein Zeit­
raum von 18 Kalendertagen überschritten ist, es sei denn, die Behandlung im 
Folgequartal geht über den nach BEMA-Nr. 01 oder Ä1 erhobenen Befund hi­
naus, stellt also einen völlig neuen Behandlungsfall dar. Eine Begründung ist 
im Feld „KZV-intern“ leistungsbezogen einzugeben.

Ä1 Neben einer anderen als der ersten 
zahnärztlichen Leistung pro Quartal

Eine Leistung nach BEMA-Nr. Ä1 kann als alleinige Leistung oder neben der 
ersten zahnärztlichen Leistung abgerechnet werden. Sollte eine zweite Sit­
zung (alleinige Leistung, zum Beispiel telefonische Beratung) am gleichen 
Tag stattfinden, ist das Sitzungsdatum erneut einzugeben.

IP4 Zweimal in einem Kalenderhalbjahr Im Feld „KZV-intern“ ist eine Begründung leistungsbezogen einzugeben 
(zum Beispiel hohes Kariesrisiko). Zwischen den Behandlungen sollten ca. 
drei Monate liegen.

IP5 IP5 neben BEMA-Nr. 25  
(am selben Zahn)

IP5 am selben Zahn ist nicht neben BEMA-Nr. 25 (cp) abrechenbar.

13e-h Keine Indikation angegeben Im Feld „KZV-intern“ ist eine Begründung leistungsbezogen einzugeben 
(schwanger, stillend, Amalgamallergie, Niereninsuffizienz).

13a-h Innerhalb der zweijährigen Gewähr­
leistung

Im Feld „KZV-intern“ ist eine Begründung leistungsbezogen einzugeben 
(nach Begründungskatalog zur Vereinfachung der KZV-internen-Mitteilung 
leistungsbezogen siehe Abrechnungsinformation 1/2012 oder in Textform 
zum Beispiel inadäquates Kauverhalten, Bruxismus).

13c-d Mehr als zweiflächige Füllung an zu 
überkronenden Zähnen nach Erstel­
lung eines HKP oder neben EKr.

Nicht abrechnungsfähig.
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Leistungen/
BEMA-Nr.

Prüfansatz Abrechnungshinweis / erforderliche Dokumentation 

40 / 41a Keine korrespondierende Leistung / 
Angabe im Bemerkungsfeld fehlt

Im Feld „KZV-intern“ ist eine Begründung leistungsbezogen einzugeben 
(zum Beispiel ZST, SK) bzw. im Bemerkungsfeld „4“ für PAR oder „5“ für ZE.

40 Intraligamentäre Injektionen Ob bei einer Sanierung mehrerer benachbarter Zähne im Unterkiefer die intra­
ligamentäre Anästhesie regelhaft eine Behandlungsalternative darstellt, die 
zu Lasten der GKV im BEMA pro Zahn abgerechnet werden kann, muss im 
Hinblick auf das dem BEMA zugrunde liegende Wirtschaftlichkeitsgebot 
(ausreichend, wirtschaftlich, zweckmäßig und den Grad des Notwendigen 
nicht überschreitend) bezweifelt werden. In diesem Fall wäre die intraliga­
mentäre Anästhesie im Vergleich mit der Leitungsanästhesie unwirtschaft­
lich. Insofern bleibt die  Ausnahmeregelung für die Abrechnung der intrali­
gamentären Anästhesie unter einer wirtschaftlichen Betrachtung  auf den 
Bereich von zwei Zähnen je Unterkieferhälfte beschränkt.

41a Im Oberkiefer Im Feld „KZV-intern“ ist eine Begründung leistungsbezogen einzugeben 
(zum Beispiel großer chirurgischer Eingriff, starke Entzündung).

105 / 107 Während und im Zusammenhang  
mit einer chirurgischen Parodontal­
behandlung

ZST nicht abrechnungsfähig, Mu in Ausnahmefällen.
Im Feld „KZV-intern“ ist eine Begründung leistungsbezogen einzugeben, 
wenn die Leistung unabhängig von der PAR-Behandlung erbracht wurde 
(zum Beispiel Aphthe).

105 / 106 Nach Eingliederung von ZE Die Behandlung von Prothesendruckstellen oder das Entfernen störender 
Stellen an Prothesen ist bis zu drei Monate nach Eingliederung mit der Ge­
bühr für die neue Prothese oder Wiederherstellung abgegolten und darf 
nicht mit BEMA-Nr. 105/106 zusätzlich berechnet werden.

28 / 32 / 35 Fehlerhafte Anzahl, Mehrfachabrech­
nung

Die Anzahl der abgerechneten Leistungen muss übereinstimmen. Bei einem 
Krankheitsfall sind sie nur einmal je Kanal ansatzfähig.

35 Ohne vorherige 32 Die Leistung ist ohne vorherige BEMA-Nr. 32 nicht abrechenbar.

34 Mehr als dreimal je Behandlungsfall Im Rahmen einer Gangränbehandlung sind mehrere Sitzungen mit medika­
mentösen Einlagen indiziert. Die Anzahl der Sitzungen ist vertraglich aller­
dings auf drei beschränkt. In Ausnahmefällen ist eine medizinische Begrün­
dung im Feld „KZV-intern“ leistungsbezogen einzugeben. In diesen 
Ausnahmefällen ist ggf. eine weitere „med“ ansatzfähig.

11 Neben den BEMA-Leistungen  
zum Beispiel 25, 26, 27, 28, 32, 34 …

Im Zusammenhang mit Leistungen, wie etwa der indirekten oder direkten 
Überkappung (BEMA-Nrn. 25, 26) oder endodontischen Maßnahmen (BEMA-
Nrn. 27 bis 35), kann BEMA-Nr. 11 nicht zusätzlich abgerechnet werden. Das­
selbe gilt, wenn nachfolgend Zahnersatz geplant wird (zum Beispiel Kronen 
oder Brückenankerkronen).

01 Je Kalenderhalbjahr einmal Erst nach Ablauf von vier Monaten.

03 Neben BEMA-Nrn. 01, 04, 107, IP … Lediglich die BEMA-Nrn. 01 und 107 in Ausnahmefällen. Eine Begründung ist 
im Feld „KZV-intern“ leistungsbezogen einzugeben (zum Beispiel unklare 
Schmerzen, starke Gingivitis).

04 Im achten Quartal abrechenbar Erst nach Ablauf von sieben Leerquartalen.

49 Mehr als viermal Eine Begründung ist im Feld „KZV-intern“ leistungsbezogen einzugeben. 
Nicht im Sinne einer PAR-Behandlung ansatzfähig.

50 Mehr als viermal Eine Begründung ist im Feld „KZV-intern“ leistungsbezogen einzugeben. Die 
Gebührennummer ist nur in Ausnahmefällen an einzelstehenden Zähnen im 
Sinne einer PAR-Behandlung ansatzfähig.
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Leistungen/
BEMA-Nr.

Prüfansatz Abrechnungshinweis / erforderliche Dokumentation 

51a/b Neben GOÄ-Nrn. 1467, 1485, 1486 Nur in Ausnahmefällen möglich. Eine Begründung ist im Feld „KZV-intern“ 
leistungsbezogen einzugeben (zum Beispiel eigenständige Indikation).

Ä 935d Mehr als einmal in gleicher Sitzung Eine Begründung ist im Feld „KZV-intern“ leistungsbezogen einzugeben 
(zum Beispiel postoperativ).

Ä925a Mehrfach in gleicher Sitzung Nur möglich bei endodontischer Behandlung oder chirurgischem Eingriff.

7700 Mehrfach in gleicher Sitzung Eine Begründung ist im Feld „KZV-intern“ leistungsbezogen einzugeben 
(zum Beispiel AU, kurze Bescheinigung).

Zahn fehlt / nicht vorhanden Eine Begründung ist im Feld „KZV-intern“ leistungsbezogen einzugeben 
(zum Beispiel Wurzelrest, Zahn vorhanden).

Ä2381 Zahnangabe oder Begründung fehlt Der Zahn ist anzugeben. Ebenso ist eine Begründung im Feld „KZV-intern“ 
leistungsbezogen einzugeben (zum Beispiel Bluter, Infektionsgefahr).

152a Besuch je weiteren Patienten in einer 
häuslichen Gemeinschaft

Nur Hinweis: Die Privatadresse des Patienten (zu Hause) ist maßgebend.

152b Besuch je weiteren Patienten in der­
selben Einrichtung

Nur Hinweis: Altenheim oder Pflegeheim.

Weitere Hinweise

7810 – 7841 Wegegeld: Im Falle des Besuchs mehrerer Patienten in einem Heim oder Ähnlichem ist nur einmal Wegegeld berechen­
bar (anteilige Berechnung pro Patient). 
Der Divisor ist bei jedem Patienten anzugeben (Privatpatienten werden in diesem Fall mit eingerechnet).  
Beispiele finden sich im Rundschreiben 4/18.

Sonstige 
Kosten­
träger

Originalscheine sind mit dem KZV-Stempel zu versehen und bei der KZV einzureichen.
Bitte auf die Zuordnung nach BKV-Nummer achten.
Bei Asylbewerbern nach § 4 AsylbLG ist nur eine Akut- und Schmerzbehandlung abrechenbar.

Manuelles 
Ersatz­
verfahren

Anwendung nur bei defekten elektronischen Gesundheitskarten oder Lesegeräten, Versicherungsnachweis muss  
vorliegen.	  
Bitte auf die Zuordnung nach BKV-Nummer achten.
Versichertennummer, PLZ und Wohnort sind anzugeben.

6 KZV aktuell    Ausgabe 1 / 2019
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Motivational Interviewing  
in der Zahnmedizin
Motivational Interviewing, zu Deutsch motivierende Gesprächsführung, ist ein vielver­
sprechender Ansatz, um Menschen für Veränderungen zu gewinnen. Auch in der Zahn­
medizin? 

Text: PD Dr. Johan P. Wölber, Julia Kitzmann, Dipl.-Psych. Paul C. Endrejat

arum ist Motivation in der Zahn-
medizin so wichtig?

Bei Erkrankungen wie Karies und Parodontitis ist 
die Zahnmedizin auf die Mitarbeit des Patienten 
angewiesen. Das betrifft die Bereitschaft sowohl 
zur Therapie als auch zu prophylaktischen Maß­
nahmen. Neben der behandlungsspezifischen 
Kommunikation haben Zahnärzte die Aufgabe, 
ihre Patienten zu motivieren, sei es zu gründli­
cher Mundhygiene, gesunder Ernährung oder 
Kontrollterminen. Viele Zahnärzte tun dies direk­
tiv mit metaphorisch erhobenem Zeigefinger 
(Britt et al., 2004; Croffoot et al., 2010; Hornef, 
2017). Patienten reagieren auf Anweisungen oft 
ablehnend. Einen alternativen, evidenzbasierten 
Ansatz zur Motivationsförderung bietet das Mo­
tivational Interviewing (MI; dt.: motivierende Ge­
sprächsführung) nach Miller und Rollnick (2015). 
Viele der Handlungsempfehlungen des MI sind 
im Vergleich zum klassischen Vorgehen weniger 
direktiv. Statt Vorschriften zu machen und mit 
Autorität besserwisserisch Empfehlungen auszu­
sprechen, hilft MI den Patienten dabei, herauszu­
finden, was für ihre Gesundheit am besten ist. In 
einer Metaanalyse zeigten Rubak et al. (2005), 
dass MI bei zahlreichen verhaltensassoziierten 
Erkrankungen dem Erteilen von Ratschlägen 
überlegen war. In der Mehrzahl der betrachteten 
randomisierten kontrollierten Studien fanden 
sich signifikant positive, klinisch relevante Thera­
pieeffekte. Ziel des Artikels ist es, das MI in seiner 
Grundhaltung, den Gesprächsprozessen und sei­
nen Kommunikationstechniken vorzustellen und 
seine Effektivität durch psychologische Modelle 
und Theorien zu erklären.

Definition

Miller und Rollnick (2015) beschreiben MI als ei­
nen zielgerichteten Kommunikationsstil, bei dem 
der Fokus auf der Veränderungssprache der Pa­

tienten liegt. Die Motivation für und die Bindung an ein spezifi­
sches Ziel (zum Beispiel die regelmäßige Nutzung von Interdental­
bürsten) sollen gestärkt werden. Dies geschieht, indem die Motive 
für eine Veränderung in einer partnerschaftlichen und anerkennen­
den Atmosphäre erkundet und evoziert werden. Hierfür bedarf es 
einer spezifischen Grundhaltung.

Die MI-Grundhaltung

Die Grundhaltung des MI wird von den vier Elementen Zusammen­
arbeit, Akzeptanz, Evokation und Mitgefühl getragen (Miller & Roll­
nick, 2015). 

Zusammenarbeit: Um die Veränderungsbereitschaft von Patienten 
zu erhöhen, arbeitet MI nicht an, sondern mit Patienten. Auch wenn 
Veränderungen angestrebt sind, braucht ein guter Dialog mindes­
tens zwei Gesprächspartner. Zentral ist die Überzeugung, dass man 
eine Verhaltensänderung nicht erzwingen kann oder ein solches 
Vorgehen nur kurzfristig wirken würde. Laut der Selbstbestim­
mungstheorie (Ryan & Deci, 2000) sind Autonomie und Kompetenz­
erleben menschliche Grundbedürfnisse. Kompetenz meint die Wahr­
nehmung der Patienten, dass sie es sind, die herausfordernde 
Aufgaben lösen und die gewünschten Ziele erreichen. Autonomie 
beschreibt ein selbstbestimmtes und selbstbegründetes Verhalten, 
mit dem Aufgaben selbstorganisiert bewältigt werden können. 
Eine auf Zusammenarbeit basierende Grundhaltung siedelt die 
Verantwortung bei den Patienten an und entlastet Zahnärzte. 

Akzeptanz: Häufig werden nicht veränderungsbereite Patienten 
als widerständig oder stur wahrgenommen. MI möchte Schuldzu­
weisungen überwinden und akzeptiert, dass es Gründe für und ge­
gen eine Veränderung gibt und dass eine nachvollziehbare Ambi­
valenz besteht. Die Aufgabe des Zahnarztes ist es, das Gewicht auf 
der „Ambivalenz-Waage“ zugunsten der Seite pro Veränderung zu 
erhöhen. Hilfreich kann das Erfragen und Reflektieren individueller 
Veränderungsgründe sein. Vorschriften und Ermahnungen bewir­
ken eher ein entgegengesetztes Verhalten, da sich der Patient in 
seiner Autonomie eingeschränkt sieht. Wird ein Patient ermahnt, 
auf Zucker zu verzichten, wächst unter Umständen die Motivation, 
Zucker zu sich zu nehmen. Verbotene Früchte schmecken beson­
ders gut, sie sind interessanter als die erlaubten. Nach der Reak­
tanztheorie (Brehm & Brehm, 2013) wird Reaktanz ausgelöst, wenn 

W
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ein Mensch sich eingeengt fühlt und nun seine 
Energie darauf verwendet, seine Freiheit zu ver­
teidigen bzw. wiederherzustellen. Wenn zahn­
ärztliche Vorschriften als freiheitseinschränkend 
wahrgenommen werden, untergraben sie die 
autonome Motivation des Patienten, sein Ver­
halten zu ändern. Diese Problematik wird auch 
vor dem Hintergrund der Selbstwahrnehmungs­
theorie deutlich. Sie nimmt an, dass Menschen 
ihre Einstellungen an ihr Verhalten anpassen 
(Bem, 1972). Wenn Patienten hören, wie sie selbst 
gegen Mundhygiene argumentieren, dann wer­
den sie ihre Einstellungen dem anpassen. Wenn 
Patient und Zahnarzt also ein Spiel beginnen 
(Berne, 1964), dessen Regeln darin bestehen, 
dass der Zahnarzt Vorschläge macht, auf die der 
Patient reaktant reagiert, wird die Veränderungs­
motivation des Patienten untergraben. Behand­
ler sollten sich im Klaren sein, dass Widerstand 
ein reaktives und kein proaktives Verhalten ist, 
das durch die Interaktion entsteht (Brehm & 
Brehm, 2013). Es geht um eine förderliche ärztli­
che Grundhaltung, die einen Kampf vermeidet 
und nachvollzieht, was aus Patientensicht für 
und gegen eine Veränderung spricht. Empathisch 
und akzeptierend begleitet wird der Patient zum 
selbstverantwortlichen Experten bezüglich sei­
ner individuellen Therapie. 

Evokation (lat. evocatio = das Hervorrufen): Eine 
zentrale Überzeugung im MI ist, dass Informati­
onen und Abschreckung nicht hilfreich sind, um 
eine Verhaltensänderung zu erzielen. Raucher 
wissen, dass ihr Verhalten schädlich ist, und Pa­
tienten sind sich bewusst, dass übermäßiger Zu­
ckerkonsum die Zähne angreift. Der Patient wird 
nicht als defizitär begriffen, sondern er trägt die 
für ihn ausschlaggebenden Motive für eine Ver­
änderung schon in sich und die Motivation sollte 
aus ihm selbst kommen. Der Zahnarzt unter­
stützt diesen Prozess, indem er die Beweggrün­
de mit Fragen und Reflektionen evoziert, in sei­
ner Grundhaltung aber akzeptierend bleibt. 
Äußert ein Patient Gründe für eine Veränderung, 
wird dies im MI als Veränderungssprache ver­
standen: „Ich würde gerne wieder schlank sein, 
dafür wäre es sicher auch gut, weniger Zucker 
zu essen.“ Nach der Selbstbestimmungstheorie 
erhöht das vermehrte Auftreten solcher Äuße­
rungen die Wahrscheinlichkeit zur Verhaltens­
änderung. Laut Miller und Rollnick (2015) redet 
sich der Patient selbst in die Veränderung. Äu­
ßerungen, die sich gegen eine Veränderung rich­
ten oder für die Aufrechterhaltung der aktuellen 
Situation sprechen, werden als Status-quo-
Sprache bezeichnet: „Ich bin sowieso zu dick, da 
kommt es auf das bisschen Zucker auch nicht 
mehr an.“ Eine Metaanalyse von Magill et al. 

(2014) zeigte, dass derartige Äußerungen das Ausbleiben von 
Verhaltensänderungen vorhersagen. Halten sich die Verände­
rungssprache und Status-quo-Sprache die Waage, so wird dies 
als Ausdruck einer bestehenden Ambivalenz gewertet: Die Person 
ist hin- und hergerissen. Für den Zahnarzt kann es ein Teilziel 
sein, bei veränderungsunwilligen Patienten zunächst eine Ambi­
valenz zu erzeugen. In nachfolgenden Schritten kann er den Pa­
tienten durch weitere evokative Prozesse unterstützen, seine Am­
bivalenz in Richtung der Veränderung aufzulösen und die Ver- 
änderungsmotivation zu steigern. 

Mitgefühl: Mitgefühl ist das vierte zentrale Element der MI-Grund­
haltung und bringt zum Ausdruck, dass jede Arzt-Patient-Interak­
tion dem Wohl des Patienten dienen sollte. Miller und Rollnick 
(2015) fügen dieses Element hinzu, weil jedes der drei zuvor er­
wähnten Elemente auch eigennützig zum Einsatz kommen kann. 
Erst durch Mitgefühl wird deutlich, dass das Vertrauen der Patien­
ten nicht dazu genutzt werden darf, Behandlungsmethoden zu ver­
schreiben, von denen primär Ärzte und nicht die Patienten profitie­
ren. Mitgefühl sollte nicht als Mitleid verstanden werden, sondern 
eine Erinnerungsstütze an das Wohlergehen des Patienten sein. 

Die Phasen eines MI-Gesprächs 

Miller und Rollnick (2015) beschreiben vier aufeinander aufbauen­
de Phasen eines MI-Gesprächs: Beziehung herstellen, auf ein The­
ma fokussieren, Motivation evozieren, gemeinsame Planung. 

Beziehung herstellen: Eine gute therapeutische Beziehung ist 
nachweislich ein wesentlicher Faktor in der Verhaltensänderung 
(Grawe, 2004). Ein guter Rapport in vertrauensvoller Atmosphäre 
entscheidet maßgeblich darüber, ob Patienten nach der ersten 
Behandlung wiederkommen oder sich einen anderen Zahnarzt 
suchen. 

Fokussieren: Für ein erfolgreiches Gespräch ist es wichtig, dass bei­
de Parteien sich auf ein gemeinsames Anliegen verständigen. Stellt 
sich ein Patient mit Kiefergelenksbeschwerden vor, so wird er an 
diesem Tag wenig bereit sein, über Rauchen oder Mundhygiene 
zu sprechen. Das kann ihn zwar auch betreffen, ist aber nicht sein 
aktueller Fokus. Offener wäre er sicher für ein Gespräch über den 
Umgang mit Stress, Schlafverhalten und andere symptomassozi­
ierte Themen. Fokussieren bedeutet herauszufinden, worum es im 
Gespräch gehen soll. 

Evozieren: Beim Prozess des Evozierens werden die Gründe für 
eine Verhaltensänderung aus dem Patienten selbst hervorgelockt. 

Planen: Ist eine ausreichend hohe Veränderungsmotivation aufge­
baut, werden Maßnahmen erarbeitet, wie die Intentionen im Alltag 
umgesetzt werden können. Auch die Ambivalenz oder der Umgang 
mit möglichen Rückfällen sollte berücksichtigt werden. Im Idealfall 
entwickeln die Patienten eigene Ideen der Umsetzung. Der Zahn­
arzt sollte flexibel bleiben, falls Vorstellungen nicht realisierbar er­
scheinen oder bestehende Pläne durch bessere ersetzt werden 
können. Die Autonomie des Patienten bleibt gewahrt, wenn Rat­
schläge mit Erlaubnis angeboten werden. Fragen des Klienten kön­
nen bereits als indirekte Erlaubnis verstanden werden.
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Kommunikationstechniken des MI 

Offene Fragen, Reflektionen, Würdigungen und 
Zusammenfassungen sind vier Basiskompeten­
zen der MI-Gesprächsführung (siehe Tabelle 1). 
Zielgerichtet legen sie den Schwerpunkt auf Ar­
gumente für Veränderung. Zur Veranschauli­
chung geben wir zwei mögliche Reflektionen auf 
folgende Patientenaussage wieder: 
Patient: „Ich denke schon, dass Interdentalbürs­
ten eine gute Idee sind, aber immer wenn ich sie 
nutze, blutet es. Ich habe Angst, dem Zahnfleisch 
zu schaden.“ 
Zahnarzt A: „Sie nutzen keine Interdentalbürsten, 
weil Sie denken, Ihr Zahnfleisch zu verletzen.“ 
Zahnarzt B: „Sie halten den Gebrauch von Inter­
dentalbürsten grundsätzlich für eine gute Idee.“ 

Zahnarzt A zeigt durch seine Reflektion zwar 
Verständnis, betont aber die negativen Seiten 
der angestrebten Verhaltensänderung, was wahr­
scheinlich dazu führen wird, dass der Patient mit 
Status-quo-Sprache antworten wird: „Ja, es kann 

doch nicht gesund sein, wenn das blutet.“ Zahnarzt B hebt die posi­
tiven Aspekte der Aussage hervor und reflektiert die Verände­
rungssprache des Patienten. Er wird wahrscheinlich das Gespräch 
in die angestrebte Richtung führen können: „Ja, meine Frau ist auch 
schon vorbildlich damit und irgendwie hat es Sinn, auch die Zahn­
zwischenräume zu reinigen.“ 

Die Basiskompetenzen machen die Interaktion mit Patienten kon­
struktiv, die normalerweise als widerständig und veränderungsre­
sistent wahrgenommen werden. Der verbale Spiegel erlaubt dem 
Patienten, sein eigenes Verhalten und seine Äußerungen zu hinter­
fragen und zu relativieren. Wenn beispielsweise ein Patient sagt: 
„Ach wissen Sie, das ist alles nett gemeint, aber ich habe einfach 
schlechte Zähne, da kann man nichts machen“, kann der Zahnarzt 
mit einer überzogenen Reflektion antworten: „Sie glauben, dass Ihr 
Verhalten überhaupt keinen Einfluss auf den Zustand Ihrer Zähne 
hat.“ Die Patienten werden in der Regel zurückrudern und ein we­
nig mehr Veränderungsabsicht zeigen: „Na ja, ganz egal ist es be­
stimmt nicht, was ich mache.“ Die Techniken umgehen einen verba­
len Kampf und vermeiden Widerstand. 

Zusammenfassend dienen MI-Techniken dazu, die Motive einer 
Person zu explorieren und Beweggründe für Verhaltensänderungen 

Kommunikationstechniken Beschreibung Beispiele

Offene Fragen Die Fragen können nicht nur mit Ja oder Nein beant­
wortet werden. Sie fördern mehr Informationen und 
geben dem Zahnarzt ein besseres Verständnis über 
seine Patienten bzw. helfen ihm, die Argumente zu 
explorieren, die gegen bzw. für eine Verhaltensände­
rung sprechen.

ZA: Was würde Ihnen dabei helfen, sich 
häufiger an Ihre Mundhygiene zu erinnern?

Würdigungen Würdigungen bisherigen Verhaltens oder bestimmter 
Absichten bauen Reaktanz ab und wollen eine kolla­
borative Arbeitsatmosphäre etablieren. Das erlaubt 
den Patienten, sich auf Verhaltensänderungen einzu­
lassen.

ZA: Die Glattflächen ihrer Zähne sind richtig 
gut gereinigt und ich finde es toll, dass sie 
die Interdentalbürstchen ab und an versu­
chen.

Reflektionen Reflektionen (auch aktives Zuhören) sind eine Schlüs­
selkompetenz. Sie signalisieren dem Gegenüber, dass 
man ihn verstanden hat. In diesem Sinne beinhalten 
Reflektionen oft mehr als nur die Wiederholung des­
sen, was Patienten sagen. Geübte MI-Praktiker fügen 
ihren Reflektionen auch Interpretationen hinzu, die 
entweder die Emotionen der Patienten wiedergeben 
oder dem Gesagten eine tiefere Bedeutung hinzufü­
gen.

P: Wissen Sie, jetzt ist mir das klar, dass ich 
mir auch die Rückseite der Zähne putzen 
muss, aber zu Hause vergesse ich das im­
mer wieder. 
ZA: Sie möchten Ihre Zähne von allen Sei­
ten reinigen und wünschen sich eine Erin­
nerungshilfe, damit Sie dieses Vorhaben im 
Alltag im Auge behalten.

Zusammenfassungen Im Prinzip handelt es sich bei Zusammenfassungen 
um lange Reflektionen, die besonders beim Übergang 
von einem MI-Prozess zum nächsten eingesetzt wer­
den, zum Beispiel beim Planen. Bei Zusammenfas­
sungen hört der Patient noch einmal seine Argumen­
te, die gegen bzw. für mehr Mundhygiene sprechen, 
und der Zahnarzt kann sicherstellen, dass er den Pa­
tienten richtig verstanden hat. Die Gegenargumente 
sollten dabei möglichst am Anfang der Zusammen­
fassung stehen. Eine Zusammenfassung sollte mit 
einer offenen Frage schließen, sodass der Fokus 
wieder beim Patienten liegt.

ZA: Wenn es für Sie in Ordnung ist, möchte 
ich an dieser Stelle noch einmal zusammen­
fassen, was aus Ihrer Sicht für und gegen 
die Nutzung von Interdentalbürsten spricht. 
(…) Nachdem Sie dies gehört haben, was 
denken Sie, werden Sie in Zukunft tun?

Tabelle 1: Erläuterungen und Einsatz der MI-Basiskommunikationstechniken am Beispiel der Mundhygiene (ZA = Zahnarzt, P = Patient)
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durch gezielte Betonung zu verstärken. Diese Motive können, müs­
sen aber nicht zwangsläufig eng mit dem Ziel Mundhygiene ver­
knüpft sein. So kann sich ein Vater damit identifizieren, ein gutes 
Vorbild für seine Kinder zu sein. Für ihn wäre es dann eine Maßnah­
me, Interdentalbürsten zu nutzen, wenn seine Kinder sich ebenfalls 
die Zähne putzen. So kann das Motiv „ein guter Vater sein“ mit dem 
Ziel „gesteigerte Mundhygiene“ verknüpft werden, ohne dass der 
Zahnarzt mahnende Worte bräuchte. 

In der Zahnmedizin erfreut sich MI eines zunehmenden Interesses 
und die Zahl der wissenschaftlichen Publikationen wächst stetig. 
Erste systematische Untersuchungen betrachteten hauptsächlich 
Arbeiten aus der konservierenden Zahnheilkunde (Gao et al., 2014; 
Kopp et al., 2017). Die Studien zeigen sowohl positive als auch hete­
rogene Ergebnisse für die Wirksamkeit von MI. Im Bereich der Ka­
riologie scheint MI besonders für die Kinderzahnheilkunde ein inte­
ressanter Ansatz zu sein. MI-Interventionen mit Eltern, deren Kinder 
ein erhöhtes Kariesrisiko aufwiesen, führten langfristig zu positi­
ven Ergebnissen bezüglich der Neuentwicklung kariöser Läsionen 
(Harrison, 2014; Weinstein et al., 2004, 2006). In der Parodontolo­
gie zeigten sich in einigen Untersuchungen keine nennenswerten 
Effekte auf Mundhygiene- und parodontale Entzündungsparame­
ter nach Durchführung einer MI-Sitzung (Brand et al., 2013; Sten­
man et al., 2012). Im Gegensatz dazu beobachteten Woelber et al. 
(2016) jedoch positive Auswirkungen auf klinische und psychologi­
sche Parameter bei mehrfacher Anwendung der Methode im Rah­
men der initialen und unterstützenden Parodontitistherapie. Wei­
tere Arbeiten bestätigen derartig positive Effekte wiederholter 
verhaltenspsychologischer Interventionen (Jönsson et al., 2009, 
2010). Das hier angewandte ITOHEP-Verfahren (engl. individually 

tailored oral health educational programme) ver­
bindet Prinzipien des MI mit Ansätzen der kogni­
tiven Verhaltenstherapie und zeigt selbst nach 
den derzeit diskutierten strengen Kriterien des 
Instituts für Qualität und Wirtschaftlichkeit im 
Gesundheitswesen (IQWIG, 2017) nachweisbar 
einen erhöhten therapeutischen Nutzen. Des 
Weiteren finden verhaltenspsychologische Inter­
ventionen wie das MI in den vergangenen Jahren 
Einzug in die auf Konsenskonferenzen erarbeite­
ten Empfehlungen für die zahnärztliche Lehre 
und Praxis (Jepsen et al., 2017; Sanz and Meyle, 
2010; Tonetti et al., 2015). 

Schlussfolgerungen 

Motivational Interviewing ist ein vielversprechen­
der Ansatz für die Kontrolle erkrankungsrele­
vanter Verhaltensfaktoren in unterschiedlichen 
Bereichen der Zahnheilkunde. Neben dem nach­
gewiesenen Nutzen für die Patienten sind das 
Erlernen und die Anwendung der Methode nach 
Meinung der Autoren eine freudebringende Be­
reicherung für den Berufsalltag von Zahnärzten 
und zahnmedizinischem Fachpersonal.  |

Mit freundlicher Nachdruckgenehmigung  
der Deutschen Gesellschaft für  

Zahnärztliche Hypnose e. V.
Erstpublikation in der DZzH 2/2017

Foto: privat
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Recht als neuer Geschäftsbereich
Die Kassenzahnärztliche Vereinigung (KZV) Rheinland-Pfalz bündelt ihre juristischen Auf­
gaben nun in einem Geschäftsbereich Recht.
Text: Katrin Becker

um 1. Januar 2019 wurde die neue organi­
satorische Einheit installiert. Leiter ist Ass. 
jur. Erdmann Schott. Der Geschäftsbereich 

betreut die Angelegenheiten des Vertragszahn­
arztrechtes und begleitet die entsprechende 
Rechtsprechung und Gesetzgebung. Für Mitglie­
der der KZV Rheinland-Pfalz ist er die erste An­
laufstelle für eine vertragszahnärztliche Rechts­
beratung. Ferner sind die Widerspruchsstelle und 
der Disziplinarausschuss im Geschäftsbereich 
Recht angesiedelt.  |

Ihr Kontakt

Sie erreichen Erdmann Schott unter der Telefonnummer 
06131 / 8927-198 oder per E-Mail an 
erdmann.schott@kzvrlp.de. Bitte beachten Sie, dass 
für Fragen der Zulassung zur vertragszahnärztlichen 
Versorgung und der Genehmigung von angestellten 
Zahnärzten weiterhin 
Dagmar Silz (Telefon: 06131 / 8927-206, 
E-Mail: dagmar.silz@kzvrlp.de) und 
Ralf Seib (Telefon: 06131 / 8927-145, 
E-Mail: ralf.seib@kzvrlp.de) zuständig sind.

Z
i

Berufsbild Zahnarzt: IDZ startet dritte Befragungswelle
Das Institut der Deutschen Zahnärzte (IDZ) hat die dritte Befragung im Projekt „Berufsbild 
angehender und junger Zahnärzte“ gestartet.
Text: Katrin Becker

eit 2014 befragt das IDZ, eine gemeinsame Forschungsein­
richtung der Bundeszahnärztekammer (BZÄK) und der Kas­
senzahnärztlichen Bundesvereinigung (KZBV), junge Zahn­

ärzte in ganz Deutschland zu den Anforderungen, die sie an ihren 
Beruf stellen, zu ihren beruflichen Plänen und Vorstellungen eben­
so wie zu den Erfahrungen, die sie in ihren ersten Berufsjahren ge­
macht haben. Bei der ersten Erhebung befanden sich die Befragten 
am Ende des Studiums, bei der Folgebefragung 2017 größtenteils 
in der Assistenzzeit. Nun, nachdem ihre Assistenzzeit vorüber ist 
und ihnen alle Möglichkeiten der Berufsausübung offenstehen, 
möchte das IDZ erneut wissen, wie es um die Wünsche der jungen 
Zahnärzte bestellt ist. Alle Studienteilnehmer, die sich zu einer Wie­
derbefragung bereit erklärt hatten, wurden deshalb in den vergan­
genen Wochen per E-Mail angeschrieben. Über 1.300 Zahnärzte 
waren bei der ersten Befragung dabei und auch in der aktuellen 
Befragung hofft das IDZ für aussagekräftige Ergebnisse wieder auf 
rege Teilnahme.

Datenschutz gewährleistet

Bei der Online-Befragung arbeitet das IDZ mit dem Institut für an­
gewandte Sozialwissenschaft (infas) zusammen. Die Auswertung 

der Befragung wird im IDZ pseudonymisiert und 
ohne jeglichen Namensbezug durchgeführt. Der 
Datenschutz ist somit weiterhin gewährleistet. 
Über die Erkenntnisse aus dem Gesamtprojekt 
berichtet das IDZ regelmäßig. Sie sollen die BZÄK 
und die KZBV dabei unterstützen, die Rahmenbe­
dingungen der zahnärztlichen Berufsausübung 
zu gestalten. Fragen zu der Befragung und dem 
Projekt beantwortet die Projektleiterin Dr. Nele 
Kettler. Sie ist erreichbar unter der Telefonnum­
mer 0221 / 4001-141 oder per E-Mail an die Adres­
se n.kettler@idz.institute.  |

S
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Aktuelle Fortbildung der KZV Rheinland-Pfalz:
Live-Hacking: IT-Sicherheit zum Greifen

Absage des Symposiums „Berufliche Selbstverwaltung 
als demokratisches Freiheitsrecht“

Zahnarztpraxen geraten immer häufiger ins Visier 
von Cyberkriminellen. Aufklärung ist in diesem 
Fall der beste Schutz. Im Seminar „Live-Hacking: 
IT-Sicherheit zum Greifen“ zeigt Ihnen der Re­
ferent Dr. Jörg Kümmerlen, Geschäftsführer der 
secopan gmbh, wie Hacker Schwachstellen nut­
zen, Schutzmaßnahmen umgehen und Daten aus­
lesen. 

Dadurch lernen Sie die Gefahren für die Compu­
tersysteme in Ihrer Praxis richtig einzuschätzen 
und erfahren, mit welchen Maßnahmen Sie für 
einen wirksamen IT-Schutz sorgen. Abschließend 
erläutert RA Joachim Stöbener, stellvertretender 
Vorsitzender der KZV Rheinland-Pfalz, kurz die 
Maßnahmen zum Schutz Ihrer Daten in der KZV 
Rheinland-Pfalz. 

Das Live-Hacking-Seminar findet statt am:
Mittwoch, 10. April 2019
16:00 bis 18:30 Uhr
Zahnärztehaus Mainz
Eppichmauergasse 1
55116 Mainz

Die Veranstaltung wird mit 2 Fortbildungspunk­
ten bewertet. Für die Teilnahme erheben wir ei­
nen Kostenbeitrag in Höhe von 15 EUR. Bitte nut­
zen Sie zur Anmeldung beiliegendes Formular. 
Aufgrund der begrenzten Teilnehmerzahl wer­
den die Anmeldungen nach ihrem Eingang be­
rücksichtigt. Wir freuen uns auf Sie!

In KZV aktuell 6/2018 hatten wir Sie zu unserem 
Symposium „Berufliche Selbstverwaltung als de­
mokratisches Freiheitsrecht“ am 13. März 2019 
auf dem Hambacher Schloss eingeladen. Leider 
müssen wir diese Veranstaltung absagen.

Prof. Dr. Paul Kirchhof, der als Impulsredner vor­
gesehen war, kann aus persönlichen Gründen lei­
der nicht nach Neustadt/Weinstraße kommen. In 
der Kürze der Zeit konnte kein Referent mit glei­
cher verfassungsrechtlicher Expertise über die 
berufliche Selbstverwaltung gewonnen werden.

Die Entscheidung, das Symposium abzusagen, 
ist uns nicht leichtgefallen. Wir hoffen jedoch auf 
Ihr Verständnis und entschuldigen uns für even­
tuelle Unannehmlichkeiten.

Ihre KZV Rheinland-Pfalz
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Erfolg im Kampf gegen Karies:  
Vorsorge für Kleinkinder kommt
Gesetzlich krankenversicherte Kinder zwischen dem 6. und 34. Lebensmonat erhalten künf­
tig drei Früherkennungsuntersuchungen beim Zahnarzt. Mitte Januar gab der Gemeinsame 
Bundesausschuss (G-BA) grünes Licht.

Text: Katrin Becker

ie neuen zahnärztlichen Untersuchungen 
setzen bei den Ursachen frühkindlicher 
Karies an. Sie beinhalten unter anderem 

die eingehende Untersuchung des Kindes, eine 
Fluoridanamnese sowie die Aufklärung und Be­
ratung der Eltern zur Pflege der Milchzähne. Da­
neben wird das Auftragen von Fluoridlack zwei­
mal je Kalenderhalbjahr von den gesetzlichen 
Krankenkassen finanziert werden. Die neuen 
Früherkennungsuntersuchungen sind zeitlich 
auf die U-Untersuchungen beim Kinderarzt abge­
stimmt. Im Vorgriff dieser neuen Leistungen wur­
de im vergangenen Jahr bereits das ärztliche 
Kinderuntersuchungsheft („Gelbes Heft“) um 
die zahnärztliche Vorsorge und Verweise vom 
Kinderarzt zum Zahnarzt erweitert. Die Neuerun­
gen ändern nichts an den Präventionsleistungen 
für Kinder zwischen dem 34. Lebensmonat und 
dem vollendeten 6. Lebensjahr. Sie erhalten wei­
terhin drei zahnärztliche Früherkennungsunter­
suchungen und haben unverändert einen An­
spruch auf Fluoridierung bei hohem Kariesrisiko.

Meilenstein für eine lebenslange  
Zahngesundheit

Die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung 
(KZBV), die federführend für die Zahnärzteschaft 
im G-BA verhandelte, begrüßt den Beschluss. 
„Das ist ein großer Erfolg im Kampf gegen früh­
kindliche Karies. Zugleich ist es ein wichtiger Mei­
lenstein, um unsere kleinsten Patienten künftig 
noch besser zu schützen und für sie optimale Vo­
raussetzungen für eine lebenslange Zahn- und 
Mundgesundheit zu schaffen“, erklärte Dr. Wolf­
gang Eßer, Vorstandsvorsitzender der KZBV. Seit 
2014 hat sich die Zahnärzteschaft in der Politik 
und bei den Krankenkassen für eine Ausweitung 
der Früherkennung ins Kleinkindalter stark ge­
macht. Im damals vorgelegten Versorgungskon­
zept „Frühkindliche Karies vermeiden“ haben die 
KZBV, die Bundeszahnärztekammer und die Wis­
senschaft Maßnahmen zur zahnmedizinischen 
Prävention bei Kleinkindern beschrieben mit dem 
Ziel, Versorgungslücken in der Vorsorge und Be­
handlung der Milchzahnkaries zu schließen. Bis 
zu 15 Prozent der kleinen Kinder leiden daran, in 
sozialen Brennpunkten sind es bis zu 40 Prozent. 
Ursachen sind übermäßiges Trinken von zucker- 
und säurehaltigen Getränken aus Babyflaschen 
in Verbindung mit mangelnder Mundhygiene.

Pilotprojekt der KZV Rheinland-Pfalz  
bestätigt

Großen Einfluss auf das positive Votum des G-BA 
hatte das wissenschaftlich begleitete Pilotpro­
jekt „Frühkindliche Karies vermeiden“ der Kas­
senzahnärztlichen Vereinigung (KZV) Rheinland-
Pfalz. In der Südwestpfalz wurden die drei 
Früherkennungsuntersuchungen, die nun in die 
vertragszahnärztliche Versorgung aufgenommen 

Zerstörte Milchzahngebisse sollen mithilfe 
der frühkindlichen Untersuchungen der Ver­
gangenheit angehören.
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Erfolg im Kampf gegen Karies:  
Vorsorge für Kleinkinder kommt

werden, zweieinhalb Jahre lang erfolgreich ge­
testet. „Das Pilotprojekt hat Nachweise für den 
Nutzen frühkindlicher Vorsorgeuntersuchungen 
erbracht. Zum einen zeigte sich, dass Früherken­
nungsuntersuchungen bei so jungen Patienten 
trotz geringer Kooperationsfähigkeit gut durch­
führbar sind. Zum anderen konnten wir belegen, 
dass Eltern die zahnärztliche Vorsorge bei Klein­
kindern als sehr sinnvoll und hilfreich ansehen“, 
fasst Dr. Peter Matovinovic, Vorstandsvorsitzen­
der der KZV Rheinland-Pfalz, zwei wesentliche 
Ergebnisse der Projektevaluation zusammen. Ein 
Team um Prof. Dr. Christian H. Splieth von der Ab­
teilung für Präventive Zahnmedizin und Kinder­
zahnheilkunde der Universitätsmedizin Greifs­
wald hat teilnehmende Eltern, Zahnärzte und 
Kinderärzte zu ihren Erfahrungen und zur Akzep­
tanz zahnärztlicher Früherkennung bei Kleinkin­
dern befragt. Rechtzeitig zu den finalen Beratun­
gen im G-BA legten sie den Abschlussbericht vor 
(siehe Seite 28).

Die Befragung ergab ferner, dass Mütter und Vä­
ter insbesondere die Aufklärung durch den Zahn­
arzt über Ursachen von Zahnerkrankungen bei 
Kleinkindern und dessen Empfehlungen zur Prä­
vention für wichtig und nützlich halten. Matovi­
novic: „Ich danke allen am Pilotprojekt Beteiligten 
und insbesondere den Kolleginnen und Kollegen, 
die mit viel Geduld und Empathie die kleinen Pa­
tienten betreut haben und somit den Weg für die 
bundesweite Ausweitung der frühkindlichen Vor­
sorgeleistungen mit geebnet haben.“

Beschluss bis zuletzt umstritten

Rund dreieinhalb Jahre rangen die Vertreter der 
Zahnärzteschaft im Gemeinsamen Bundesaus­
schuss um die neuen vertragszahnärztlichen 
Leistungen, deren Einführung der Gesetzgeber 
bereits 2015 mit dem Präventionsgesetz be­
schlossen hatte. „Bis kurz vor der Abstimmung 
war nicht klar, ob wir eine Mehrheit bekommen“, 
sagte Matovinovic, der mit am Verhandlungstisch 
saß. Die Patientenorganisationen, die im G-BA 
ein Beratungsrecht haben, hatten sich gegen er­
gänzende Früherkennungsuntersuchungen aus­
gesprochen und stattdessen eine Stärkung der 

Gruppenprophylaxe gefordert, um der frühkindli­
chen Karies zu begegnen. In einer Pressemel­
dung begründete Prof. Dr. Raimund Geene, stän­
diger Patientenvertreter im G-BA, das Veto zu- 
dem mit Doppelstrukturen. „Mit den Neuregel­
ungen wurden parallele Strukturen aus Vorsor­
geuntersuchungen geschaffen, anstatt die Zu­
sammenarbeit zwischen Kinderärzten und Zahn- 
ärzten zu fördern“, so der Politikwissenschaftler 
und Public-Health-Experte von der Alice Salomon 
Hochschule Berlin. Neben der Gruppenprophy­
laxe und den kinderärztlichen Untersuchungen 
sollten Eltern nun auch noch zusätzlich regelmä­
ßig mit ihrem Kind zum Zahnarzt gehen. „Damit 
wurde leider ein Beispiel für das Präventionsdi­
lemma geschaffen“, kritisierte er.

Die neuen Leistungen sollen ab dem 1. Juli 2019 
zur Verfügung stehen. Zunächst muss das Bun­
desministerium für Gesundheit den Beschluss 
des G-BA prüfen. Ferner muss der Bewertungs­
ausschuss die Höhe der Vergütung im Einheitli­
chen Bewertungsmaßstab für zahnärztliche Leis­
tungen (BEMA) festlegen.  |

Die eingehende zahnärztliche Untersuchung von Kleinkindern 
wird eine feste Leistung der gesetzlichen Krankenkassen.
Foto: KZV Rheinland-Pfalz
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Pilotprojekt „Frühkindliche Karies vermeiden“  
der KZV Rheinland-Pfalz

Seit Juli 2016 führen Zahnärzte in der Region Pirmasens-Zweibrü­
cken bei Kleinkindern drei Früherkennungsuntersuchungen durch 
mit dem Ziel, Karies an den Milchzähnen vorzubeugen. Diese Un­
tersuchungen sind zeitlich gekoppelt an die ärztlichen Vorsorge­
termine U5 bis U7 mit verbindlichem Verweis vom Kinderarzt an 
den Zahnarzt. Dadurch gelingt es den Zahnärzten, Kinder vom ers­
ten Milchzahn an zu betreuen und den Ursachen frühkindlicher 
Karies rechtzeitig entgegenzuwirken. Sie klären die Eltern über die 
Zahnpflege beim Kind auf und sensibilisieren sie für die Gründe 
der Milchzahnkaries. Zudem haben die Zahnärzte die Chance, ers­
te Zahnschäden unkompliziert zu behandeln und ein Fortschreiten 
der Erkrankung durch Fluoridierung zu verhindern. Das Pilotpro­
jekt läuft bis zum Inkrafttreten der neuen gesetzlichen Leistungen 
weiter.

Die Erfahrungen, die Zahnärzte und Kinderärzte sowie Eltern im 
Projekt gesammelt haben, wurden wissenschaftlich von der Uni­
versitätsmedizin Greifswald ausgewertet. Die Ergebnisse sind in 
die Verhandlungen im G-BA eingeflossen. Wesentliche Ergebnisse 
der Teilnehmerbefragung sind: 

» �Insgesamt wurden bei 1.439 Kindern durch 39 Praxen – das sind 
81,3 Prozent aller Praxen im Projektgebiet – Früherkennungsun­
tersuchungen in den Zeitfenstern von U5, U6 und U7 durchge­
führt. 

» �27 Zahnärzte aus 56 Prozent der Praxen beantworteten die Fra­
gebögen. Sie berieten die Eltern zu den Themen Mundhygiene 
(96,3 Prozent), Ernährung (92,6 Prozent), Kariesätiologie (81,5 
Prozent) und die Nutzung fluoridhaltiger Kinderzahnpasta ab 
dem ersten Zahn (88,9 Prozent). 

» �Oft oder immer erfolgte eine Demonstration von Mundhygiene­
maßnahmen (63 Prozent) und ein diesbezügliches Training der 
Eltern an ihrem Kind (40,7 Prozent).

» �Kinderärzte (Antwortquote von 56 Prozent) berieten die Eltern 
ebenfalls zur Kariesprävention – allerdings verstärkt zur Ernäh­

rung und nur in 66,7 Prozent zur Mundhygiene 
am Kind. Nur ein Drittel empfahl eine fluoridhal­
tige Zahnpasta vom ersten Zahn an. Mehrheit­
lich wurde die Fluoridtablette zur Kariespräven­
tion empfohlen. 

» �Die Hälfte der Kinderärzte verwies die Kinder 
zum Zahnarzt. Die andere Hälfte unterließ dies 
aufgrund mangelnden Interesses der Eltern und 
eines noch unvollständigen Milchgebisses.

» �Den Elternfragebogen beantworteten 68 Mütter 
und Väter. 95,5 Prozent der Eltern sahen die 
zahnärztlichen Früherkennungsuntersuchungen 
als sinnvoll an. Sie empfanden die Empfehlun­
gen des Zahnarztes und das Mundhygienetrai­
ning bei ihrem Kind zu 71,1 Prozent als wichtig, 
die Empfehlungen durch den Kinderarzt aber 
nur zu 36,8 Prozent.

» �Nur 1,5 Prozent der Eltern lehnten Behandlun­
gen mit Fluoridlack ab. 15 Prozent der Zweijäh­
rigen erhielten eine Fluoridierung.

» �63,4 Prozent der untersuchten Kinder erhielten 
vom Kinderarzt einen Verweis zum Zahnarzt. 
Die Autoren schließen daraus, dass Eltern und 
ihre Kinder konsensual und partnerschaftlich 
durch Kinderärzte zur Prophylaxe in die zahn­
ärztliche Praxis verwiesen werden können und 
die Eltern diesem Verweis in einem hohen Maße 
folgen. 

» �Abschließendes Fazit der Autoren: Das Pilotpro­
jekt erfreute sich bei Eltern, Kinderärzten und 
Zahnärzten einer großen Akzeptanz und die 
Kariesprävention in der zahnärztlichen Praxis 
erwies sich im Kleinkindalter als gut machbar. 
Eine flächendeckende  Ausdehnung  auf ganz 
Deutschland im Rahmen des GKV-Systems er­
scheint damit sinnvoll und umsetzbar.

Der Gemeinsame Bundesausschuss entschied am 17. Januar 2019 
über die zahnärztlichen Früherkennungsuntersuchungen für Klein­
kinder. | Foto: © G-BA

24 KZV aktuell    Ausgabe 1 / 2019

P
O

LI
TI

K



„Eine der entscheidenden  
Fragestellungen war die der Evidenz“
Fast vier Jahre lang wurde verhandelt – nun kommen endlich die Früherkennungsuntersu­
chungen für Kleinkinder. Dr. Wolfgang Eßer, Vorsitzender des Vorstandes der Kassenzahn­
ärztlichen Bundesvereinigung (KZBV), im Gespräch über die Verhandlungen im G-BA.

Interview: Katrin Becker

KZV aktuell: Die Verhandlungen im  
Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) 
waren langwierig. Welche Wege mussten 
Sie gehen?

Eßer: Neue Untersuchungs- oder Behandlungs­
methoden unterliegen dem sogenannten Me­
thodenvorbehalt, können also vom G-BA nicht 
einfach als Kassenleistung festgelegt werden. 
Auch Früherkennungsuntersuchungen fallen 
darunter. Wir haben daher im März 2015 einen 
Antrag auf Überprüfung des Nutzens neuer 
zahnärztlicher Früherkennungsuntersuchungen 
sowie gezielter Fluoridierungsmaßnahmen im 
G-BA gestellt, um wesentliche Bausteine unse­
res Versorgungskonzepts „Frühkindliche Karies 
vermeiden“ in die Versorgung zu bekommen. 
Das Beratungsverfahren im G-BA folgte dabei 
einem verfahrensrechtlich genau vorgegebenen 
Ablauf. Nach der formalen Annahme des An­
trages hat zunächst eine themenspezifische 
Arbeitsgruppe, die AG „ECC“, den Antrag inhalt­
lich beraten. Das Institut für Qualität und Wirt­
schaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) 
wurde mit der Bewertung des derzeitigen Wis­
sensstandes zu Fluoridierungsmaßnahmen be­
auftragt. Die Rechercheergebnisse wurden aus­
gewertet und beraten. Anschließend wurde den 
Fachgesellschaften Gelegenheit gegeben, zu den 
Beratungsergebnissen Stellung zu nehmen. Letzt­
endlich hat das Plenum des G-BA am 17. Januar 
die neuen Leistungen beschlossen. Aufbauend 
auf diesen Beschluss werden sich nun die KZBV 

und der GKV-Spitzenverband im Bewertungs­
ausschuss auf detaillierte Beschreibungen der 
Leistungen verständigen und über deren Ver­
gütung beraten. Am Ende wird das ein langer, 
aber erfolgreicher Weg sein.

KZV aktuell: Für Außenstehende ist die 
Länge der Verhandlungen schwer nach-
vollziehbar.

Eßer: Das ist für Außenstehende in der Tat nicht 
einfach nachzuvollziehen, insbesondere vor dem 
Hintergrund, dass bei den kleinsten Patienten 
bislang eine erhebliche Versorgungslücke bei der 
Kariesprävention bestand.

Die Verfahrensdauer im G-BA hatte in diesem Fall 
mehrere Ursachen: Zum einen sind das die ge­
schilderten formalen Vorgaben und Verfahrens­
schritte einer Beratung. Hinzu kommen Diskussi­
onen in Arbeitsgruppen und Unterausschüssen, 
die zwischen den Beteiligten im G-BA zur Ausge­
staltung der Leistungen geführt werden. Je un­
terschiedlicher die Positionen sind, umso mehr 
Zeit benötigen die Verhandlungen für einen trag­
fähigen Kompromiss. Bei der Prävention der 
frühkindlichen Karies lagen die Positionen sehr 
lange sehr weit auseinander. Erst am Ende der 
Beratungen konnten wir das Blatt in weiten Tei­
len mit guten Sachargumenten zugunsten einer 
sachgerechten Versorgung wenden.
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Evidenz immer mit der höchstmöglichen Evi­
denzstufe gleichzusetzen ist. Für einzelne Leis­
tungen kann es aus ethischen oder methodischen 
Gründen manchmal einfach keine Belege auf der 
höchsten Evidenzstufe geben. Beim ECC-Be­
schluss gab es bei der Beauftragung des IQWiG 
die Notwendigkeit, den ursprünglichen Auftrag 
zu modifizieren. Andernfalls hätte das IQWiG al­
ler Voraussicht nach keine Evidenz für die Fluo­
ridlackapplikation gefunden, obwohl es bei der 
Literaturrecherche genügend Hinweise auf die 
Wirksamkeit gab.

Zudem war bis zum Schluss die Anzahl der neuen 
Früherkennungsuntersuchungen strittig. Hierzu 
hatte der Gesetzgeber keine dedizierten Vorga­
ben gemacht. Auch bei den Inhalten der Untersu­
chungen und zur Fluoridierung lagen bis zum 
Schluss dissente Regelungsvorschläge auf dem 
Tisch. In dieser Situation die notwendige Über­
zeugungsarbeit zu leisten, um am Ende ein für 
alle Beteiligten akzeptables Ergebnis zu präsen­
tieren, das einen aktiven Beitrag zur Bekämpfung 
frühkindlicher Karies leistet, war eine der schwie­
rigsten Aufgaben im Beratungsprozess. Umso 
zufriedener bin ich mit dem Ergebnis: Unsere 
kleinsten Patienten werden künftig noch besser 
geschützt. Ihre Voraussetzungen für eine lebens­
lang gute Mundgesundheit sind durch den Kraft­
akt der Zahnärzteschaft im G-BA optimiert wor­
den. Der Aufwand hat sich gelohnt!

KZV aktuell: Was müsste sich im G-BA 
ändern, um zu schnelleren Entscheidun-
gen im Sinne der Patienten zu kommen?

Eßer: Der G-BA und seine Verfahrensabläufe stehen 
momentan wieder im Fokus der Diskussion zum 
Terminservice- und Versorgungsgesetz. Natürlich 
ist es aus Sicht des Berufsstandes wünschens­
wert, dass Verfahren beschleunigt und nicht aus 
taktischen Gründen verschleppt werden können. 
Allerdings ist dabei zu beachten, dass eine solche 
Beschleunigung nicht grundlegende Prinzipien 
der Selbstverwaltung und der evidenzbasierten 

Zum anderen galt es, zwei besondere Umstände 
zu berücksichtigen: Kurz nachdem die KZBV den 
Antrag auf die Einführung neuer Früherkennungs­
untersuchungen gestellt hatte, hat der Gesetz­
geber mit dem Präventionsgesetz beschlossen, 
dass der G-BA neue Früherkennungsuntersu­
chungen für Kleinkinder einführen muss. Dem 
G-BA wurde damit per Gesetz die Aufgabe über­
tragen, Zahl und Inhalt sowie Umfang der Unter­
suchungen festzulegen. Diese Entscheidung hat 
uns natürlich sehr gefreut, aber sie hatte im G-BA 
einige verfahrensrechtliche Verwicklungen zur 
Folge. Zusätzliche Beratungszeit erforderte auch 
eine Änderung des Auftrags an das IQWiG, das 
den Nutzen der Fluoridlackapplikation im Milch­
gebiss bewertet hat. Die Konkretisierung des 
Auftrags wurde notwendig, um für die Beratung 
überhaupt verwendbare Ergebnisse bezüglich 
des Fluorideinsatzes zu erhalten. Durch diese 
zwischenzeitlichen Änderungen der „Spielregeln“ 
musste auch das Verfahren im G-BA angepasst 
werden.

KZV aktuell: Was waren die härtesten 
Brocken, die es zu überwinden galt?

Eßer: Eine der entscheidenden Fragestellungen 
in derartigen Verfahren ist sicherlich die der Evi­
denz, die für die Einführung neuer Leistungen 
nachgewiesen werden muss. Bei einer unzurei­
chenden Evidenzlage werden Sie im G-BA keine 
neuen Leistungen begründen können. Allerdings 
lässt sich darüber streiten, ob eine ausreichende 

Dr. Wolfgang Eßer
Vorsitzender des Vorstandes der KZBV
Foto: KZBV/axentis
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Medizin aufweicht. Das wäre genauso wenig im 
Interesse der Patienten wie eine über Jahre an­
dauernde Verfahrensdauer. Daher begleitet die 
KZBV die Diskussionen, wie die Beratungsver­
fahren im G-BA gestrafft werden können, ohne 
die Qualität der Beratungsergebnisse zu gefähr­
den, ebenso aufmerksam wie konstruktiv-kritisch.

Aus Sicht der KZBV sollten alle Beschleunigungs­
versuche das Spannungsfeld zwischen möglichst 
schnellen, aber fundierten und evidenzbasierten 
Entscheidungen gut austarieren. Es fällt immer 
wieder auf, wie eminent wichtig das Vorliegen 
qualitativ guter Evidenz ist. Viele zahnärztliche 
Verfahren im G-BA haben das Problem, dass es 
an Studienergebnissen mit höchstmöglicher Evi­
denz für die beantragten Leistungen fehlt. Aus 
diesem Grund fordern wir unablässig, auch Stu­
dienergebnisse auf der Basis einer bestverfügba­
ren Evidenz einzubeziehen. Alles andere führt im 
Ergebnis zu versorgungsfremden Bewertungser­
gebnissen. Davon unabhängig ist die Wissen­
schaft gefordert, jede Anstrengung zu unterneh­
men, die Evidenzlage in der Zahnmedizin stetig 
weiter zu verbessern.

Aus dem ECC-Verfahren kann die KZBV auch 
Schlüsse für künftige Verfahren ziehen. Bei­
spielsweise werden wir noch präziser als bisher 
die Anträge formulieren und bei dissenten Vor­
schlägen, bei denen kein Bänke-übergreifender 
Konsens möglich ist, schneller und fokussierter 
als bislang auf eine Entscheidung drängen.

KZV aktuell: Welchen Beitrag hat das 
Pilotprojekt der KZV Rheinland-Pfalz in 
den Beratungen und für die erfolgreichen 
Verhandlungen gespielt?

Eßer: Das wissenschaftlich begleitete Modellpro­
jekt der KZV Rheinland-Pfalz hat es uns erlaubt, 
die jetzt in den GKV-Katalog aufgenommenen 
Leistungen vorab zu testen. Die Ergebnisse des 
Evaluationsberichtes belegen zum einen, dass 
eine ärztliche Früherkennungsuntersuchung den 

Besuch beim Zahnarzt nicht ersetzen kann, zum 
anderen eine gut funktionierende Zusammenar­
beit von Eltern, Pädiatern und Zahnärzten. Das 
Projekt hatte also eine wichtige Vorreiterfunkti­
on, deren Bedeutung wir für die Aktivitäten des 
Berufsstandes gegen die frühkindliche Karies 
sehr hoch einschätzen. Ich möchte an dieser Stel­
le noch einmal allen Beteiligten für die geleistete 
Unterstützung ausdrücklich und herzlich danken!

Ebenso wichtig ist aber auch eine Vielzahl weite­
rer regionaler Projekte wie zum Beispiel die Akti­
on „ZIMkid“ in Mönchengladbach. Im Zuge dieses 
Modells verordnen die Kinder- und Jugendärzte 
keine Fluoridtabletten mehr, dafür informieren 
sie Eltern im sechsten Lebensmonat des Kindes 
über die frühkindliche Karies. Unterstützend 
überreichen sie einen von der KZV Nordrhein ent­
wickelten Kinderzahnpass, der mögliche Prophy­
laxemaßnahmen in den ersten sechs Lebensjah­
ren illustriert – mit der Aufforderung, schon in 
diesem Alter einen Zahnarzt zu konsultieren. Die 
Zahnärzte untersuchen das sechs Monate alte 
Kind und übernehmen die Verantwortung für die 
Fluoridierungsmaßnahmen. Eine Aktion mit Er­
folg: In den vergangenen 25 Jahren hat sich der 
Anteil primär zahngesunder Kinder in den Kin­
dergärten in Mönchengladbach von knapp 38 auf 
inzwischen rund 76 Prozent verdoppelt. Auch ha­
ben viele Versorgungsverträge zwischen KZVen 
und Krankenkassen dazu beigetragen, die früh­
kindliche Karies in das Bewusstsein der Eltern 
und Zahnärzte zu rücken.

Insgesamt waren all diese Projekte hilfreich und 
überaus wertvoll, weil so eindrucksvoll gezeigt 
werden konnte, dass unsere Vorschläge in der 
Praxis funktionieren. Zudem konnten wir in den 
Beratungen im G-BA bereits auf publizierte Er­
fahrungen zurückgreifen, um unsere Positionen 
mit belastbaren Daten aus der Versorgung zu un­
terfüttern. An diesen Tatsachen kamen auch Kri­
tiker im G-BA am Ende nicht vorbei.

KZV aktuell: Wir danken für das Gespräch.
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Medizinermangel: KZV und KV RLP  
stellen Forderungen an die Politik
Nicht nur bei den Ärzten, auch bei den Zahnärzten drohen Versorgungsengpässe. Kassen­
zahnärztliche und Kassenärztliche Vereinigung Rheinland-Pfalz fordern mehr Anstrengungen 
von der Politik, um einem Medizinermangel gegenzusteuern.

Text: Katrin Becker

ir wurden konsequent von der Politik ig­
noriert!“ Dr. Peter Heinz, Vorstandsvor­
sitzender der Kassenärztlichen Vereini­

gung Rheinland-Pfalz (KV RLP), konnte seinen 
Unmut nicht verbergen. Seit Jahren warnt die KV 
RLP vor einer Unterversorgung. Ernstgenommen 
fühlt sich Heinz jedoch nicht. „Der politische Hori­

zont geht immer nur über vier Jahre“, monierte er 
gegenüber den Pressevertretern. Auch Dr. Peter 
Matovinovic, Vorstandsvorsitzender der Kassen­
zahnärztlichen Vereinigung (KZV) Rheinland-
Pfalz, kritisierte den Gesetzgeber, ängstlich am 
Status quo festzuhalten. „Der Politik fehlt es an 
Mut, Entscheidungen zu treffen, mit deren Hilfe 
wir Versorgung sinnvoll gestalten können.“
 
Anlass für den Schulterschluss von KZV und KV 
RLP war ein Pressegespräch zur Vorstellung des 
gemeinsamen Versorgungsatlas Ende Januar in 
Mainz. Erstmals schaut der Atlas auf die Entwick­
lung der zahnärztlichen Versorgung. Die Prog­
nose: Nicht nur bei den Ärzten, auch bei den 
Zahnärzten drohen Versorgungseinschnitte. Im 
ungünstigsten Fall könnten bis Ende 2023 lan­
desweit bis zu 1.524 Zahnärzte (57 Prozent der 
derzeit praktizierenden Zahnmediziner) sowie 
3.683 Haus- und Fachärzte (58 Prozent) alters­
bedingt aus der Versorgung ausscheiden. Nur 
etwa die Hälfte von ihnen wird voraussichtlich er­
setzt werden können. Für die Bevölkerung auf 
dem Land hieße das weitere Wege bis zur nächs­
ten (Zahn-)Arztpraxis. Sie müssten sich zur Be­
handlung in Klein-, Mittel- und Oberzentren be­
geben. Für den wachsenden Anteil immobiler 
Patienten müssen mobile Lösungen gefunden 
werden. KZV aktuell berichtete ausführlich über 
die Ergebnisse des Versorgungsatlas in der Aus­
gabe 6/2018.

„W

Einwohner je Zahnarzt
 

|  �deutlich überdurchschnittlich (bis 2.500)
|  �leicht überdurchschnittlich (2.501 – 3.250)
|  �durchschnittlich (3.251 – 3.750)
|  �leicht unterdurchschnittlich (3.751 – 4.500)
|  �deutlich unterdurchschnittlich (über 4.500)

Zahnarztdichte im Jahr 2023 
(Worst-Case-Szenario)

28 KZV aktuell    Ausgabe 1 / 2019

A
K

TU
EL

L



Medizinermangel: KZV und KV RLP  
stellen Forderungen an die Politik

Konzertiertes Handeln gefordert

Die beiden Vorstände skizzierten Maßnahmen 
von KZV und KV, um einem Medizinermangel zu 
begegnen, darunter eine gezielte Niederlassungs- 
und Kooperationsberatung junger Ärzte und 
Zahnärzte oder eine Reform des Notdienstes so­
wie finanzielle Fördermaßnahmen. Allerdings 
reiche das nicht aus. Gerichtet an die Politik be­
tonte Matovinovic: „Wir brauchen ein konzertier­
tes Handeln aller Beteiligten.“

In ihren politischen Forderungen zeigten KZV 
und KV RLP einige Schnittmengen. Die Maßnah­
men müssten bereits bei der universitären Aus­
bildung ansetzen, um die Zahl der Mediziner zu 
erhöhen. Das Land sei gefragt, mehr Studienplät­
ze zu schaffen, für eine adäquate finanzielle Aus­
stattung des Studiums zu sorgen oder ein Auf­
nahmeverfahren unabhängig vom Numerus clau- 
sus einzuführen. Matovinovic ebenso wie Heinz 
forderte vom Bundesgesetzgeber eine Abschaf­
fung der Budgetierung und der Bedarfsplanung. 
Der KV-Vorstand dazu: „Ich bin sicher, der Markt 
regelt sich von allein.“ Es sei eine Illusion zu glau­
ben, mit der Bedarfsplanung ließen sich Medizi­

ner an einen bestimmten Ort lenken, fügte Mato­
vinovic an. Entsprechend kritisch sieht er Nieder- 
lassungsverbote in gut versorgten Regionen, so 
wie es sie bei den Vertragsärzten gibt. „Instru­
mente, die aus der Überversorgung kommen, lö­
sen keine Probleme der Unterversorgung“, so der 
KZV-Chef. Vielmehr müsse die Bedarfsplanung 
flexibler an der Demografie und der Mobilität der 
Bevölkerung ausgerichtet werden.

Bei der Entscheidung für oder gegen eine Tätig­
keit auf dem Land spiele zudem die Situation vor 
Ort eine Rolle. Auf Kindergärten und Schulen 
oder einen Arbeitsplatz für den Partner hätten 
KZV und KV keinen Einfluss. „Eine Stärkung der 
Versorgung kann letztlich nur im Schulterschluss 
mit den Kommunen gelingen“, stellte Heinz klar. 
„Mit den Zahlen aus dem Versorgungsatlas wol­
len wir keine Angst unter den Bürgen schüren, 
aber um Lösungen für die Sicherstellung der Ver­
sorgung zu finden und gesellschaftlich zu kon­
sentieren, muss uns die Politik unterstützen“, 
wiederholte Matovinovic abschließend.  |

Dr. Peter Matovinovic (links) und Dr. Peter Heinz 
forderten die Politik zum Handeln auf, um Ver­
sorgungseinschnitten entgegenzutreten.
Foto: KV RLP
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äuft alles nach Plan, will der Oralchirurg aus 
Bad Ems im März mit seinem Sprechzim­
mer auf Rädern losrollen; zunächst probe­

weise, ab April im regulären Betrieb. Sein Zahn­
mobil – das ist ein rund elf Meter langer LKW mit 
absetzbarem Container, den Blum derzeit in Ei­
genregie zu einer voll funktionstüchtigen Be­
handlungseinheit umrüsten lässt. Damit will er in 
Zukunft die zahnmedizinische Versorgung von 
Heimbewohnern gewährleisten und zugleich den 
Betriebsablauf sowohl für seine Praxis als auch 
für die Heime besser organisieren.

Als Vorbild dienen Blum mobile Praxen in Ham­
burg und Hannover, die zum Beispiel Woh­
nungslose oder Menschen ohne Versicherung 
versorgen. Aber statt einem ausgedienten Ret­
tungswagen, wie im Norden der Fall, dient Blum 
ein gebraucht gekaufter LKW mit Abrollkipper 
künftig als fahrendes Sprechzimmer. Technisch 
wird das Zahnmobil mit einer herkömmlichen 
Praxis mithalten können. Es ist ausgerüstet mit 
einer kompletten Behandlungseinheit, einem mo­
bilen Röntgengerät sowie einem Narkose- und 
Überwachungsplatz für operative Eingriffe. Ein 
Anästhesieteam wird Blum tageweise begleiten.

Indem Blum künftig zu den in Teilen stark kör­
perlich und geistig eingeschränkten Patienten 
kommt, will er deren Belastungen verringern. 
„Jede größere Behandlung wie eine Präparation 
oder Zahnextraktion bedarf eines Krankentrans­
ports in die Praxis. Eine Fahrt wird aber häufig 
von Angehörigen und Betreuern unter Verweis 
auf den damit verbundenen psychischen und 
physischen Stress abgelehnt“, weiß Blum. Für ihn 
als Heilberufler ist das nicht tragbar. „Wir wollen 

den Zugang zur Versorgung umkehren und pfle­
gebedürftigen Menschen eine gleichwertige, 
fachlich korrekte und die Hygieneauflagen erfül­
lende Versorgung zukommen lassen.“ Blum ist 
sich sicher, so auch die Kosten der gesetzlichen 
Krankenversicherung für Krankentransporte zu 
senken und das Pflegepersonal in den Heimen zu 
entlasten.

Zahnmobil als Zweigpraxis genehmigt

Blum betreut derzeit Patienten in vier stationä­
ren Pflegeeinrichtungen auf Grundlage eines 
Kooperationsvertrages nach § 119b SGB V. Aus­
schließlich Bewohner in Heimen, mit denen ein 
solcher Vertrag besteht, dürfen künftig im Zahn­
mobil behandelt werden. Das war eine Bedin­
gung, an die die Kassenzahnärztliche Vereini­

L

Versorgung von Pflegebedürftigen: 
„Zahnmobil“ nimmt Fahrt auf
Die alternde Gesellschaft ist für die zahnärztliche Versorgung im ländlichen Raum eine He­
rausforderung. Dr. Christoph Blum schlägt nun einen unkonventionellen Weg ein. Er will 
pflegebedürftige Patienten in einer mobilen Behandlungseinheit betreuen.

Text: Katrin Becker

Seine Idee schlägt Wellen: Dr. Christoph 
Blum wird Patienten künftig in einem 
umgebauten LKW behandeln.
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gung (KZV) Rheinland-Pfalz die Genehmigung 
der rollenden Behandlungseinheit für die ver­
tragszahnärztliche Versorgung streng geknüpft 
hat, erklärt Ass. jur. Erdmann Schott. „Nach sehr 
intensiver Prüfung des Vorhabens haben wir den 
Spielraum des Vertragszahnarztrechtes genutzt 
und die Versorgung von Pflegeheimbewohnern 
im Zahnmobil ermöglicht. Genauer gesagt haben 
wir das Zahnmobil als Zweigpraxis der Behand­
lungsräume in Bad Ems anerkannt“, so der Ge­
schäftsbereichsleiter Recht der KZV Rheinland-
Pfalz. § 24 Abs. 3 der Zulassungsverordnung ge- 
stattet die vertragszahnärztliche Tätigkeit außer­
halb des Vertragszahnarztsitzes, wenn sich da­
durch die Versorgung der Versicherten am Ort der 
geplanten Zweigpraxis verbessert und wenn die 
Versorgung der Patienten am Vertragszahnarzt­
sitz nicht darunter leidet. Beide Voraussetzungen 
sah die KZV Rheinland-Pfalz gegeben. Die Ge­
nehmigung ist auf Rheinland-Pfalz beschränkt.

Kein Verstoß gegen das Berufsrecht 

Entscheidend war ferner, dass die Landeszahn­
ärztekammer Rheinland-Pfalz keine Einwände 
hatte. Laut dem Berufsrecht ist es Zahnärzten 
grundsätzlich untersagt, ihre Tätigkeit im Umher­
ziehen auszuüben. „Das Heilberufsgesetz und die 
Berufsordnung schreiben vor, dass die Berufs­
ausübung an einen Praxissitz gebunden ist, um 
den behandelnden Zahnarzt in Notfällen, aber 
auch haftungsrechtlich zuverlässig erreichen zu 
können“, erklärt Dr. Wilfried Woop, Präsident der 
Landeszahnärztekammer. Dies schließe aber 
nicht aus, dass der Zahnarzt seinen Beruf in wei­
teren Praxen oder an anderen Orten ausübt, wie 
zum Beispiel in Alten- und Pflegeheimen oder 
eben auch in mobilen Behandlungseinheiten. 
Woop verweist hierfür auf den Kommentar zur 
Musterberufsordnung der Bundeszahnärztekam­
mer zu § 9 Abs. 2 MBO und fasst zusammen: „Die 
Tätigkeit mit mobilen Behandlungseinheiten ist 
demnach keine Berufsausübung im Umherzie­
hen, wenn daneben ein Praxissitz an einem fes­
ten Ort vorhanden ist.“

Freie Fahrt hat Blum zudem vom Gesundheits­
amt bekommen; die Hygieneanforderungen wer­
den demnach erfüllt. Das Umwelt- und Energie­
ministerium, die Struktur- und Genehmigungs- 
behörde Nord sowie der TÜV haben der mobilen 
Röntgenanlage grünes Licht gegeben.

Förderung durch das Land

Finanziert wird der Umbau des LKW in eine mobile Behandlungs­
einheit von Dr. Christoph Blum. Die Kosten liegen im sechsstelligen 
Bereich. Das Land Rheinland-Pfalz unterstützt ihn dabei. Die Ge­
sundheitsministerin hält das Vorhaben für eine innovative und mu­
tige Idee, insbesondere im Hinblick auf den demografischen Wan­
del. „Künftig werden Zahnärztinnen und Zahnärzte immer mehr 
ältere Patientinnen und Patienten behandeln müssen, daher ist es 
sinnvoll, dass sie sich schon heute auf den erhöhten und veränder­
ten zahnmedizinischen Versorgungsbedarf von Senioren einstellen 
und neue Konzepte erarbeiten. Dr. Christoph Blum geht mit seinem 
Zahnmobil mit viel Engagement, Herzblut und Pioniergeist der Ent­
wicklung voraus“, sagt Sabine Bätzing-Lichtenthäler. Sie sei zuver­
sichtlich, dass die Bewohnerinnen und Bewohner der Alten- und 
Pflegeheime durch das Zahnmobil von besserer zahnärztlicher 
Betreuung und auch von umfangreichen Vorsorgeleistungen profi­
tieren.

Auch bei der KZV Rheinland-Pfalz ist man der Ansicht, dass vor 
dem Hintergrund der älter werdenden Bevölkerung neuen, mitun­
ter unkonventionellen Konzepten eine Chance gegeben werden 
muss. „Mit seinem Zahnmobil schlägt Dr. Christoph Blum einen 
kreativen Weg ein und reagiert auf die lokalen Versorgungsge­
gebenheiten. Es wird sich zeigen, ob diese Form der Patienten­
behandlung die zahnärztliche Versorgung ergänzen kann“, sagt 
Schott.  |

Hier noch als Montage: Der LKW befindet sich derzeit im 
Umbau. | Fotos: Dr. Christoph Blum
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